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Steigende Wohnkosten: Rentner und Arbeislose können Mieten nicht bezahlen 
Potsdam - Rentner, Arbeitslose, Al- 
leinerziehende und Geringverdie- 
ner machen in der Mark am häu- 
figsten Mietschulden. ,,Die Wohn- 
kosten steigen exorbitant", sagte 
der Geschäftsführer des Mieter- 
bundes Land Brandenburg, Rai- 
ner Radloff. Im Mieterbund sind 
Radloff zufolge 28 Mietervereine 
organisiert, die rund 28 000 Haus- 
halte vertreten. Nach Angaben 
des Verbandes Berlin-Branden- 
burgischer Wohnungsunterneh- 
men (BBU) ist die Höhe der offen- 
en Forderungen jedoch insgesamt 

gesunken. Die Mitgliedsunterneh- 
men, die dem BBU zufolge rund 50 
Prozent aller Mietwohnungen im 
Land bewirtschaften, hätten 2006 
knapp 56 Millionen Euro Miet- 
schulden registriert. Drei Jahre 
zuvor seien es 73 Millionen Euro 
gewesen. 

Nach Auskunft des Mieterbun- 
des nehmen die Mietschulden ge- 
rade bei Geringverdienern und 
Hartz-IV-Empfängern zu. ,,Die 
Gefahr ist groß, durch Zahlungs- 
schwierigkeiten wohnungslos zu 
werden", meinte Radloff. 

Die BBU-Wohnungsunterneh- 
men setzen auf ein frühes Eingrei- 
fen, wie Sprecher David Eberhart 
sagte. Wenn Mietrückstände auf- 
fallen, würde Mietern zum Bei- 
spiel Ratenzahlung angeboten. 
,,Es wird tunlichst versucht, eine 
Wohnungslosigkeit zu verhin- 
dern", sagte Eberhart. Dass die 
Höhe der Mietschulden seit 2003 
rückläufig sei, liege am sensible- 
ren Vorgehen der Unternehmen. 
Außerdem habe sich die wirt- 
schaftliche Lage der Mieter ver- 
bessert. 

,,Häufig geraten V e r e  Mieter 
unverschuldet in finanzielle 
Schwierigkeiten", sagte eine Spre- 
cherin der WohnBau Frankfurt 
(Oder). Das Unternehmen biete 
mit der Zahlungserinnerung ein 
Gespräch an. Von 8200 Mietern 
seien 1300 Mietschuldner - häufig 
in der Altersgruppe bis 25 Jahre. 
Die Forderungen lägen bei knapp 
1,4 Millionen Euro. 

Bei der Wohnungsgenossen- 
schafk Finsterwalde (Elbe-Elster) 
gab es Ende vergangenen Jahres 
120 Schuldner mit mehr als einer 

Miete Rückstand, 30 mehr als 
2006. Vorstandsmitglied Ullrich 
Witt sagte: ,,Hauptursachen sind 
mangelnder Zahlwille, Interesse- 
losigkeit und Schlamperei insbe- 
sondere beim Stellen der Folgean- 
träge bei Bezugsberechtigten." Al- 
lerdings sei knapp ein Drittel der 
Mieter in Privatinsolvenz, Ten- 
denz steigend. 

Ein Vermieter kann dem Mie- 
terbund zufolge bereits eine frist- 
lose Kündigung aussprechen, so- 
bald eine zweite Monatsmiete 
nicht gezahlt wurde. Vor Gericht 

kann die Herausgabe einer Woh- 
nung erzwungen werden. In Re 
gionen mit Wohnungsknappheit, 
zum Beispiel im sogenannten 
Speckgurtel um Berlin, zögen Ver- 
mieter häufiger vor Gericht, sagte 
Geschäftsführer Radloff. 

Der Mieterbund kann zuvor 
schlichtend eingreifen. ,,Bei bis zu 
98 Prozent aller Fdle erreichen 
wir eine einvernehmliche Lö- 
sung." Mieter, die in Zahlungs- 
schwierigkeiten kommen, wüss- 
ten oft nicht, dass sie Wohngeld be- 
antragen können. dpa 
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Sozialarbeiter statt 
Gerichtsvollzieher 
Wenn Mieter nicht mehr zahlen 
können, setzen Berliner Woh- 
nungsunternehmen zunehmend 
Sozialarbeiter ein. Diese vereinbar- 
ten oft Ratenzahlungen oder helfen 
bei Behördenanträgen, teilte der 
Verband Berlin-Brandenburger 
Wohnungsunternehmen mit. Wenn 
Großvermieter einen Anwalt ein- 
setzen, bekämen sie zwar einen 
Titel, aber noch lange kein Geld, 
hieß es. Mit Hilfe der neuen Strate- 
gie habe zum Beispiel die Degewo- 
Gruppe die Prozess- und Gerichts- 
kosten nach eigenen Angaben um 
die Hälfte reduziert. Für die Firmen 
sind Anwalts- und Räumungskos- 
ten deutlich höher als die Beschäf- 
tigung der Sozialarbeiter. (dpa) 



 
 

Sozialarbeiter statt Gerichtsvollzieher 

Berlin (dpa/bb) - Wenn Mieter nicht mehr zahlen können, setzen Berliner Wohnungsunternehmen zunehmend 

Sozialarbeiter ein. Nach einer dpa-Umfrage ist den Großvermietern der Weg über Gerichtsvollzieher zu teuer. 

Stattdessen vereinbaren Sozialarbeiter oft Ratenzahlungen oder helfen bei Behördenanträgen. Für die 

Unternehmen lohne sich das, sagt Wolfgang Bohleber vom Verband Berlin-Brandenburgischer 

Wohnungsunternehmen. «Wenn die Unternehmen einen Anwalt einsetzen, bekommen sie einen Titel, aber noch 

lange kein Geld». Die Degewo- Gruppe als einer der größten Vermieter in Berlin hat auf diese Weise die 

Prozess- und Gerichtskosten um die Hälfte reduziert. 
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Die Welt 7. Februar 2008 Sozialarbeiter 
ersetzen den 

Gerichtsvollzieher 
BERLIN - Wenn Mieter nicht mehr 
zahlen können, setzen Berliner 
Wohnungsunternehmen zuneh- 
mend Sozialarbeiter ein. Nach einer 
Umfrage ist den Großvermietern 
der Weg über Gerichtsvollzieher zu 
teuer. Stattdessen vereinbaren Sozi- 
alarbeiter oft Ratenzahlungen oder 
helfen bei Behördenanträgen. Für 
die Unternehmen lohne sich das, 
sagt Wolfgang Bohleber vom Ver- 
band Berlin-Brandenburgischer 
Wohnungsunternehmen. „ W ~ M  
die Unternehmen einen Anwalt ein- 
setzen, bekommen sie einen Titel, 
aber noch lmge kein Geld". 

Auf diese Weise hat zum Beispiel 
die Degewo-Gruppe die Prozess- 
und Gerichtskosten nach eigenen 
Angaben um die Hälfte reduziert. 
Dabei machen die Sozialarbeiter im 
wesentlichen Schuldnerberatung. 
„Die erklären: Wie erhält man bei 
Behörden das, was einem zusteht", 
erläutert Volker Bussler, der das 
Forderungsmanagement bei der 
Degewo leitet. Deren fünf Sozialar- 
beiter bringen oft Antragsformula- 
re mit. Mit ihren 70 000 Wohnun- 
gen zählt die Degewo in der Bran- 
che zu den'größten Häusern. 

Für die Firmen sind Anwalts- und 
Räumungskosten deutlich höher als 
die Beschäftigung der Sozialarbei- 
ter. Grund ist, dass mit ihrer Zah- 
lung rückständige Mieter oft pleite 
sind und die sich ansammelnden 
Folgekosten nicht begleichen kön- 
nen. Positiv ist es aber auch für die 
Mieter. Anstatt Schulden in Höhe 
von mehreren tausend Euro anzu- 
sammeln, wird ihnen geholfen, Un- 
terstützungen zu beantragen. 

Auch bei der Berliner GSW kom- 
men Sozialarbeiter zum Einsatz. 
Seit 1990 sind es drei feste Mitarbei- 
ter. Zusätzlich hat das Unterneh- 
men im Oktober externe Träger an- 
geworben, die in einem Pilotprojekt 
jedem Mieter ausführliche Hilfe an- 
bieten. Vereinbart würden vor 
allem Ratenzahlungen, sagt Fir- 
mensprecher Thomas Rücker. 
Auch bei der Gewobag hat das Ver- 
fahren Erfolg. Bei 77 Prozent der 
hilietriickstände habe eine Räu- 
mung verhindert werden können, 
sagt Pressesprecher Volker Hartig. 
13 Mitarbeiter, davon sechs Sozial- 
pädagogen, sind bei der Gewobag 
im „aktiven Forderungsmanage- 
ment" tätig. 

Sozialarbeiter, die beim Weg aus 
den Mietschulden helfen, können 
aber nur große Wohnungsunter- 
nehmen anbieten. Kleinere Haus- 
oder Grundstückseigentümer wür- 
den eher gleich den Anwalt ein- 
schalten, sagte der Sprecher der Ei- 
gentümerschutz-Gemeinschaft 
Haus & Grund in Berlin, Dieter 
Blümmel. Erst bei Unternehmen 
mit 15 000 bis 20 000 Wohnungen 
würde es sich lohnen. dpa 


